
11

Liebe Mandanten,

„Angst essen Seele auf“, so lautet der Titel 
eines bekannten Films von Rainer Werner 
Fassbinder aus dem Jahr 1974. Man möchte 
zuerst ob des Titels etwas schmunzeln, aber 
Hand aufs Herz, leider erwischen wir uns 
alle immer wieder dabei, wie uns die Angst 
hemmt, einschränkt und niederringt. Las-
sen wir nicht zu – der Grammatik des Titels 
folgend - dass Angst unsere Seele aufessen, 
denn wir haben Kraft, Mut und die Möglich-
keiten, etwas zu gestalten. Für uns. Für un-
sere Kinder. Für unsere Gesellschaft. Lassen 
wir uns nichts Anderes einreden.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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Haftung:
Wir übernehmen keine Haftung für münd-
lich oder telefonisch erteilte Auskünfte. Wir 
sind ausschließlich auf Basis unserer aktuel-
len Allgemeinen Auftragsbedingungen tätig.
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HINWEIS ZUM 
BUNDESDATENSCHUTZGESETZ
Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre perso-
nenbezogenen Daten gemäß den Vorschrif-
ten des BDSG von uns erhoben, genutzt und 
gespeichert werden.
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I N  E I G E N E R  S A C H E

Unsere neue Homepage ist nun online. Dort stellen wir uns vor. Dort zeigen wir unser Portfolio. 
Dort finden Sie alles Relevante und Wissenswerte rund um Schild und Partner.

Modern & konsequent. Was zeichnet eine 
ansprechende Homepage aus? „Irgendwie 
drin zu sein“ kann nicht unser Anspruch sein 
und ist es auch nicht. Wir möchten, dass 
unsere digitale Visitenkarte unsere Philoso-
phie und auch unsere konkrete Arbeitsweise 
widerspiegelt. Eine durchdachte, saubere 
Struktur war uns deshalb genauso wichtig 
wie hochwertiges Bildmaterial und gesundes 

Augenmass – werbliche Superlative werden 
Sie dort ebenso wenig finden wie blinkende 
Farbattacken oder andere „kreative“ Spiele-
reien. Eine klare, saubere und nachvollzieh-
bare Linie – so arbeiten wir und so wurde 
auch unsere Homepage gestaltet.
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Übersichtlich & aktuell. Sie sind unser Mandant und kennen uns bereits, deshalb wollten wir 
auch immer wieder online etwas für Sie bieten. Auf unseren Seiten finden Sie ab sofort neben 
einer ausführlichen Darstellung unserer Leistungen, unserer Historie und einem Portrait unserer 
Gesellschafter auch aktuelle Nachrichten, Infos und jede Menge Interessantes - schließlich soll 
sich der regelmäßige „Klick“ lohnen. 

Auch in einer digitalen Welt gilt für uns: Das persönliche Gespräch ist durch nichts zu ersetzen. 
So funktioniert unsere Partnerschaft. 

Wir hoffen, Ihnen gefällt die Seite ebenso gut wie uns, wir freuen uns auf Ihre Rückmeldungen.



5

I N H A LT

6_Termine Juli 2016

7_Termine August 2016

8_Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen

9_Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 
1.7.2013:

10_Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur 
Verwaltung von Vermietungsobjekten

10_Krankheitskosten abziehbar

10_Unzulässigkeit der Bildung von Rück-
stellungen für Kosten eines in der Zukunft 
anstehenden Prozesses

11_Sind Unfallkosten durch die Entfernungs-
pauschale abgegolten?

12_Nießbrauchsrecht-Ablösung, Änderung 
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lungskosten eines neuen Gebäudes

13_Doppelte AfA bei Bebauung des Ehegat-
tengrundstücks

14_Kein Vertrauensschutz bei Nachforde-
rung von Umsatzsteuer in sog. Bauträgerfäl-
len

15_Zum Begriff „Lieferung“ im umsatzsteu-
errechtlichen Sinne
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Gemeinschaftskonto des Ehepaars

18_Unzureichende Mitwirkungsrechte des 
Gesellschafters einer freiberuflich tätigen 
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M A N D A N T E N B R I E F  J u n i  2 0 1 6
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Juli 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 
das vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag� 11.07.2016 14.07.2016 08.07.2016

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Ab dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-
ner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer� 11.07.2016 14.07.2016 08.07.2016

Sozialversicherung⁵ 27.07.2016 entfällt entfällt
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Termine August 2016

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
vorangegangene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.08.2016) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung� Scheck�

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag� 10.08.2016 15.08.2016 05.08.2016

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Soli-
daritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an 
das zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer� 10.08.2016 15.08.2016 05.08.2016

Gewerbesteuer 15.08.2016 18.08.2016 12.08.2016

Grundsteuer 15.08.2016 18.08.2016 12.08.2016

Sozialversicherung� 29.08.2016 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld 
zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 
29.07.2014: neun Prozentpunkte*) über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S



9I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.07. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 %

01.01. bis 30.06.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 %

01.07. bis 28.07.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 %

29.07. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 %

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

* Im Geschäftsverkehr, d.h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29. Juli 2014 geschlossen wurden (und bei bereits 
zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen.
Die wichtigsten Regelungen im Überblick:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1.7.2013:
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E I N K O M M E N S T E U E R

Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur 
Verwaltung von Vermietungsobjekten

Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermie-
tungsobjekten sind als Werbungskosten 
abzugsfähig. Die Höhe der berücksichti-
gungsfähigen Aufwendungen richtet sich 
nach dem Umfang der Fahrten. Werden 
die Objekte nur gelegentlich aufgesucht, 
können die Aufwendungen in tatsächlicher 
Höhe oder mit 0,30 € je gefahrenem Kilo-
meter geltend gemacht werden.

Wenn die Objekte allerdings sehr häufig und 
mit einer gewissen Nachhaltigkeit ange-
fahren werden, wird aus den aufgesuchten 
Objekten der Mittelpunkt der Vermietungs-
tätigkeit. In derartigen Fällen sind die Auf-
wendungen nach einem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs nur mit der Entfernungspauschale 
in Höhe von 0,30 € je Entfernungskilometer 
berücksichtigungsfähig.

Krankheitskosten abziehbar

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für sei-
ne Gesundheit können sowohl den privaten 
als auch den beruflichen Bereich betreffen.
Ein Abzug als Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten ist nur dann möglich, wenn die 
Kosten klar und eindeutig durch die berufli-
che Tätigkeit veranlasst sind. Abziehbar sind 
z. B. Aufwendungen im Zusammenhang mit 
sogenannten typischen Berufskrankheiten 
nach gesicherten medizinischen Erkenntnis-
sen. Das Gleiche gilt, wenn im Einzelfall der 
Zusammenhang zwischen Beruf und der 
Entstehung der Krankheit offensichtlich ist.

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs)

Unzulässigkeit der Bildung von Rück-
stellungen für Kosten eines in der Zu-
kunft anstehenden Prozesses

Nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs 
können keine Rückstellungen für Kosten 
eines erst nach dem Abschlussstichtag zu 
erwartenden Prozesses gebildet werden. 
Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn 
die spätere Klageerhebung nur noch eine 
selbstverständliche und rein formale Hand-
lung ist.
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Sind Unfallkosten durch die Entfer-
nungspauschale abgegolten?

Aufwendungen des Arbeitnehmers für die 
Wege zwischen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte sind Werbungskosten bei den 
Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit. 
Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist für 
jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitneh-
mer die erste Tätigkeitsstätte aufsucht, eine 
Entfernungspauschale für jeden vollen Kilo-
meter zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte von 0,30 € anzusetzen, höchstens 
jedoch 4.500 € im Kalenderjahr. Ein höherer 
Betrag als 4.500 € ist anzusetzen, soweit der 
Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur 
Nutzung überlassenen Kraftwagen benutzt.

Durch diese Entfernungspauschale sind 
sämtliche Aufwendungen abgegolten, 
die durch die Wege zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte entstehen (z. B. 
auch Parkgebühren für das Abstellen des 
Fahrzeugs während der Arbeitszeit). Diese 
Abgeltungswirkung gilt laut Bundesfinanzhof 
ebenfalls für außergewöhnliche Kosten, wie 
z. B. Reparaturkosten infolge einer Falschbe-
tankung des Fahrzeugs.

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz schließt 
sich dieser Rechtsprechung an und ent-
schied: Zu den durch die Entfernungspau-
schale abgegoltenen Unfallkosten zählen 

E I N K O M M E N S T E U E R

nicht nur Reparaturkosten eines Fahrzeugs, 
sondern auch Behandlungs- und Krankheits-
kosten, die durch einen Unfall auf der Fahrt 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstät-
te (mit-)verursacht wurden.

Allerdings lässt die Finanzverwaltung Unfall-
kosten, die auf der Fahrt zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte entstehen, weiter-
hin neben der Entfernungspauschale zum 
Werbungskostenabzug zu. Betroffene sollten 
sich auf die Auffassung der Finanzverwal-
tung berufen.

Hinweis: Der Ansatz der Behandlungs- 
und Krankheitskosten als außergewöhnliche 
Belastung ist möglich, wenn die Kosten nicht 
als Werbungskosten anerkannt wurden.
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Nießbrauchsrecht-Ablösung, Änderung 
des BMF-Schreibens

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte entschie-
den, dass Versorgungsleistungen im Zusam-
menhang mit einer gleitenden Übergabe 
von Privatvermögen weiter als Rente oder 
dauernde Last abgezogen werden können. 
Das gilt für vor dem 1. Januar 2008 verein-
barte Vermögensübertragungen, wenn das 
übertragene Vermögen nur deshalb einen 
ausreichenden Ertrag bringt, weil ersparte 
Aufwendungen mit Ausnahme des Nut-
zungsvorteils eines zu eigenen Zwecken 
vom Vermögensübernehmer genutzten 
Grundstücks zu den Erträgen des Vermö-
gens gerechnet werden.

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
nunmehr sein Schreiben aus 2010 an die 
Rechtsprechung des BFH angepasst.

E I N K O M M E N S T E U E R

Abbruchkosten des alten sind Herstel-
lungskosten eines neuen Gebäudes

Wenn ein Grundstück mit Gebäude be-
reits mit Abbruchabsicht erworben wurde, 
können die Abbruchkosten und der Rest-
buchwert des alten Gebäudes nicht als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgezogen werden.

Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigte dies. 
Im Urteilsfall erwarb ein Steuerpflichtiger ein 
technisch/wirtschaftlich noch nicht ver-

brauchtes Gebäude. Schon vor dem Erwerb 
hatte er die Absicht, das Gebäude abzubre-
chen und an dieser Stelle ein neues Gebäu-
de zu errichten. Das Finanzgericht vertritt 
die Auffassung, dass zwischen dem Abbruch 
des erworbenen Gebäudes und der Herstel-
lung des neuen Gebäudes ein enger wirt-
schaftlicher Zusammenhang besteht. Dies 
rechtfertige es, die mit dem Abbruch ver-
bundenen Aufwendungen als Herstellungs-
kosten (nur jährliche Absetzung für Abnut-
zung) des neuen Gebäudes zu behandeln. 
Die Abbruchkosten dürfen deshalb nicht als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgesetzt werden. Auch eine Absetzung für 
die außergewöhnliche Abnutzung des Rest-
buchwerts des abgebrochenen Gebäudes ist 
nicht möglich.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Wenn ein Grundstück mit Gebäu-
de ohne Abbruchabsicht erworben, dann 
aber doch abgerissen wurde, sind die Ab-
bruchkosten und der Restbuchwert i. d. R. 
abziehbar.
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Doppelte AfA bei Bebauung des Ehe-
gattengrundstücks

Aus dem zugrunde liegenden Fall, den der 
Bundesfinanzhof (BFH) zu entscheiden hatte, 
lassen sich beträchtliche Vorteile aus der 
Absetzung für Abnutzung (AfA) ableiten.

Bebaut der Unternehmer ein betrieblich 
genutztes Grundstück, das ihm zusammen 
mit seinem Ehegatten gehört, sind Wertstei-
gerungen der dem Ehegatten gehörenden 
Hälfte nicht einkommensteuerpflichtig. Wird 
das gemeinsame Grundstück später auf den 
Sohn, der den Betrieb des Vaters fortführt, 
übertragen, kann im Ergebnis für nur ein-
mal angefallene Baukosten die AfA zweimal 
beansprucht werden.

Die übertragenen Wirtschaftsgüter, die dem 
Vater gehörten, waren mit den Buchwerten 

E I N K O M M E N S T E U E R

aus den Bilanzen des Vaters fortzuführen. 
Die der Mutter zivilrechtlich gehörenden 
Gebäudeteile gingen schenkungshalber 
über und wurden in den Betrieb des Sohnes 
eingelegt. Die Einlage bewertete der Sohn 
mit dem aktuellen Teilwert, der deutlich 
höher lag als der Restbuchwert, der vom 
Vater übernommen wurde. So ergab sich die 
Möglichkeit zur Vornahme erneuter AfA-Be-
träge auf die vom Vater bereits nahezu 
abgeschriebenen Gebäudeteile.

Diese Gestaltung hat der BFH gebilligt. Zu-
gleich aber hat er klargestellt, dass für den 
Bilanzposten, der den eigenen Bauaufwand 
des Unternehmers für die Gebäudeteile des 
anderen Ehegatten verkörpert, keine Steuer-
subventionen beansprucht werden können, 
die gesetzlich nur für Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens gewährt werden.
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Kein Vertrauensschutz bei Nachforde-
rung von Umsatzsteuer in sog. Bauträ-
gerfällen

Nach Auffassung des Finanzgerichts Münster 
darf die Finanzverwaltung in den sog. Bau-
trägerfällen die Umsatzsteuer nachträglich 
von dem bauleistenden Unternehmer anfor-
dern. Dem stehen Gesichtspunkte des Ver-
trauensschutzes nicht entgegen. Die Nach-
forderung ist auch verfassungsgemäß und 
unionsrechtskonform. Tritt der Unternehmer 
seinen zivilrechtlichen Umsatzsteuernachfor-
derungsanspruch gegen den Bauträger an 
das Finanzamt ab, ist dieses verpflichtet, die 
Abtretung anzunehmen mit der Folge, dass 
die Nachforderung als gezahlt gilt.

In den Bauträgerfällen führte ein Unterneh-
mer Bauleistungen an Bauträger aus, die die 
errichteten Gebäude umsatzsteuerfrei ver-
äußerten. Bei Bauleistungen vor dem 15. Fe-
bruar 2014 gingen sowohl die Finanzverwal-
tung als auch die Beteiligten davon aus, dass 
der Bauträger Schuldner der Umsatzsteuer 
wurde, wenn er nachhaltig Bauleistungen 
erbringt. Dies war der Fall, wenn mindestens 
10 % des steuerbaren Gesamtumsatzes als 
Bauleistungen ausgeführt wurden. Nachdem 
der Bundesfinanzhof (BFH) diese Auffassung 
verworfen hat, fordern Bauträger die von 
ihnen an das Finanzamt gezahlte Umsatz-
steuer zurück. Anschließend fordert das 
Finanzamt nachträglich die Umsatzsteuer 
von leistenden Unternehmern nach. Diese 

Handhabung hat das FG Münster für recht-
mäßig erklärt. Es bleibt abzuwarten, wie 
der Bundesfinanzhof entscheidet. Er hält die 
Nachforderung jedenfalls für ernstlich zwei-
felhaft.

Gleichzeitig hat das Finanzgericht das Fi-
nanzamt aber verpflichtet, eine Abtretung 
des Umsatzsteuernachforderungsanspruchs 
zur Erfüllung der Nachforderung anzuneh-
men, sodass für den bauleistenden Unter-
nehmer im Ergebnis kein Schaden entsteht.
Entsprechend der genannten BFH-Recht-
sprechung galt bis zum 1. Oktober 2014, 
dass der Bauträger als Leistungsempfänger 
dann Schuldner der Umsatzsteuer ist, wenn 
er die empfangene Leistung selbst unmittel-
bar für eine Bauleistung verwendet. Bau-
träger, die ausschließlich steuerfreie Grund-
stückslieferungen erbringen, waren daher 
nicht Schuldner der Umsatzsteuer.

Für Bauleistungen ab dem 1. Oktober 2014 
spielen die vorgenannten Fragen keine Rolle 
mehr, da der Gesetzgeber durch Neufas-
sung der umsatzsteuerlichen Regelungen 
zu den Anwendungsgrundsätzen vor der 
Rechtsprechung des BFH zurückkehrt.

U M S AT Z S T E U E R



15I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Zum Begriff „Lieferung“ im umsatz-
steuerrechtlichen Sinne

Eine Lieferung setzt nicht voraus, dass der 
Erwerber unmittelbaren Zugriff auf den 
gelieferten Gegenstand hat. Dies ergibt sich 
schon aus dem Gesetzeswortlaut, wonach 
„der Abnehmer oder in dessen Auftrag ein 
Dritter befähigt wird, in eigenem Namen 
über einen Gegenstand zu verfügen“. Damit 
ist auch eine Auslieferung an einen Dritten 
(Zweiterwerber) eine Lieferung im umsatz-
steuerlichen Sinne, obwohl der Abnehmer in 
diesem Fall selbst keine unmittelbare Zu-
griffsmöglichkeit auf den Liefergegenstand 
hat.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Bundesfinanzhof: Nachforderung von 
Umsatzsteuer in sog. Bauträgerfällen 
weiterhin ernstlich zweifelhaft

Hat ein Unternehmer Bauleistungen an Bau-
träger vor dem 15. Februar 2014 ausgeführt, 
bleibt weiterhin ernstlich zweifelhaft, ob das 
Finanzamt die Umsatzsteuer noch vom bau-
leistenden Unternehmer nachfordern kann. 
Für vor diesem Datum ausgeführte Bauleis-
tungen war die Verwaltung davon ausge-
gangen, dass Steuerschuldner der Empfän-
ger der Bauleistungen war, auch wenn dieser 
die Bauleistung nicht wiederum zur Ausfüh-
rung einer Bauleistung verwendete (sog. 
Reverse Charge Verfahren). Nachdem der 
Bundesfinanzhof diese Auffassung verworfen 
hat, fordern Bauträger die von ihnen an das 
Finanzamt gezahlte Umsatzsteuer zurück. 
Das Finanzamt fordert in diesen Fällen die 
Umsatzsteuer nachträglich von dem Un-
ternehmer an, der die Bauleistung erbracht 
hat. Diese Nachforderung ist ernstlich zwei-
felhaft. Über ihre Rechtmäßigkeit wird der 
Bundesfinanzhof demnächst entscheiden 
müssen. Auf Antrag sind Nachforderungsbe-
scheide von der Vollziehung auszusetzen.

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs)

U M S AT Z S T E U E R
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Grundstücksübertragung zwischen 
Geschwistern kann grunderwerbsteuer-
befreit sein

Grundstücksübertragungen zwischen Ge-
schwistern unterliegen grundsätzlich der 
Grunderwerbsteuer, während Übertragun-
gen zwischen Personen, die in gerader Linie 
miteinander verwandt sind (z. B. Eltern und 
Kinder) von der Grunderwerbsteuer befreit 
sind. Die Befreiung gilt nach Auffassung 
des Bundesfinanzhofs auch in den Fällen, in 
denen ein Elternteil (oder beide) ein Grund-
stück auf ein Kind mit der Auflage überträgt, 
einen Anteil an dem Grundstück auf Ge-
schwister zu übertragen. In dem vom Bun-
desfinanzhof entschiedenen Fall hatte der 
Vater ein Grundstück auf die Töchter mit der 
Verpflichtung übertragen, für den Fall der 
Geburt weiterer Kinder entsprechende An-
teile auf diese zu übertragen. Im Gegensatz 
zum Finanzamt bejahte der Bundesfinanzhof 
die Grunderwerbsteuerbefreiung.

G R U N D E R W E R B S T E U E R

Mieterschutz bei Eigenbedarfskündi-
gung von Wohnungseigentum gestärkt

Das Landgericht Berlin hat in einer Entschei-
dung darauf hingewiesen, dass eine auf den 
Eigenbedarf des Vermieters gestützte Kün-
digung von Mietwohnraum, sofern es sich 
um in Berlin gelegenes Wohnungseigentum 

M I E T E R  /  V E R M I E T E R

handelt, während einer Sperrfrist von zehn 
Jahren ausgeschlossen ist.

Zum 1. Oktober 2013 ist in Berlin eine Kün-
digungsschutzklausel Verordnung in Kraft 
getreten. Danach ist während einer Sperr-
frist von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt der 
erstmaligen Veräußerung einer in Woh-
nungseigentum umgewandelten Wohnung 
eine Kündigung wegen Eigenbedarfs aus-
geschlossen. Im Jahr 2009, also vor Inkraft-
treten der Verordnung, hatte der Vermieter 
die in Wohnungseigentum umgewandelte 
Wohnung erworben, die bereits Ende der 
1970er Jahre an den Mieter vermietet wor-
den war. Im April 2014 kündigte der Vermie-
ter das Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs. 
Der Mieter akzeptierte die Kündigung nicht.

Nach Auffassung des Gerichts auch zu 
Recht. Die Kündigungsschutzklausel Ver-
ordnung ist wegen der überragenden 
Bedeutung des Mieterschutzes auch dann 
anwendbar, wenn die Wohnung bereits vor 
dessen Inkrafttreten veräußert worden ist. 
Zwar vertraue ein Vermieter bei Erwerb von 
Wohnungseigentum darauf, dass er nur 
nach Maßgabe der zu diesem Zeitpunkt 
bestehenden Vorschriften in seinen Verfü-
gungsrechten über die Wohnung beschränkt 
werde. Diese Erwartungshaltung müsse 
jedoch im Hinblick auf das Ziel, die Bevöl-
kerung mit ausreichendem Wohnraum zu 
angemessenen Bedingungen zu versorgen, 
zurücktreten.
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Bei Insolvenz eines Ehepartners ent-
scheidet Zahlungsweg über steuerliche 
Anerkennung der Ausgaben von einem 
Gemeinschaftskonto des Ehepaars

Wird über das Vermögen eines Steuer-
pflichtigen das Insolvenzverfahren eröffnet, 
verliert er dadurch nicht das Recht von 
ihm getätigte oder ihm zurechenbare Auf-
wendungen steuerlich geltend zu machen. 
Voraussetzung ist allerdings, dass die Zah-
lungen aus außerhalb der Insolvenzmasse 
stehendem insolvenzfreiem Vermögen 
geleistet werden. Das kann auch für Be-
triebsausgaben des insolventen Ehepartners 
gelten, die von einem Ehegatten-Gemein-
schaftskonto gezahlt werden.

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
setzt die Berücksichtigung jedoch voraus, 
dass die Zahlung den Verpflichteten wirt-
schaftlich selbst belastet. Diese Sichtweise 
führte in dem nachfolgend geschilderten 
Sachverhalt nicht zur Anerkennung geltend 
gemachter Betriebsausgaben.

Von zusammen veranlagten Ehegatten 
geriet die Ehefrau mit ihrem Betrieb in die 
Insolvenz. Während des laufenden Insol-
venzverfahrens machte sie Darlehenszinsen 
als Betriebsausgaben geltend. Das entspre-
chende Bankdarlehen wurde dem Ehemann 
gewährt. Die Auszahlung des Kreditbetrags 
erfolgte auf das Gemeinschaftskonto der 
Ehegatten. Mit dem Geld wurden ander-
weitige Verbindlichkeiten der Ehefrau ge-
tilgt. Auch die Tilgung des dem Ehemann 
gewährten Darlehens mit den darin ent-
haltenen Zinsanteilen erfolgte von diesem 
Konto. Die notwendigen Beträge stellte der 
Ehemann zur Verfügung. Intern vereinbarten 
die Eheleute, dass der Ehemann das Bank-
darlehen zu unveränderten Bedingungen an 
seine Ehefrau durchreichte.

Nach dem Urteil ist anerkannt, dass eigene 
Verbindlichkeiten durch die Einschaltung 
Dritter getilgt werden können. Dazu ist 
nicht erforderlich, dass die notwendigen 
Geldmittel zunächst in den Verfügungsbe-
reich des Schuldners gelangen. Allerdings 
muss der Schuldner die Aufwendungen 

V E R FA H R E N S R E C H T
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zumindest wirtschaftlich tragen, seine eige-
ne wirtschaftliche Leistungsfähigkeit muss 
gemindert werden. Ist, wie im Urteilsfall, 
auf dem Gemeinschaftskonto der Eheleute 
kein pfändungsfreies Vermögen der Ehefrau 
zur Tilgung ihrer eigenen Verbindlichkeiten 
feststellbar, können die Zahlungen von dem 
Gemeinschaftskonto der Eheleute nicht zu 
einer wirtschaftlichen Belastung der Ehefrau 
führen.

Auch eine Anerkennung des Aufwands 
über den “abgekürzten Zahlungsweg“ (der 
Ehemann zahlt im Einvernehmen mit sei-
ner Ehefrau mit befreiender Wirkung für 
sie) schied aus. Dies setzt voraus, dass der 
Zahlende eine Verpflichtung des Schuldners 
erfüllt. Hier hatte aber der Ehemann das 
Darlehen von der Bank erhalten. Er erfüll-
te mit den laufenden Zinszahlungen seine 
eigenen, nicht aber die Verpflichtungen der 
Ehefrau. Der Darlehensbetrag wurde auch 
nicht unmittelbar zur Tilgung von Verbind-
lichkeiten der Ehefrau verwendet, sondern 
zunächst auf das Gemeinschaftskonto der 
Eheleute ausgezahlt. Durch Zahlungen von 
dem Bankkonto sind anschließend die Ver-
pflichtungen der Ehefrau erfüllt worden.

Dadurch, dass der Ehemann die Darlehens-
beträge auf das gemeinsame Bankkonto 
überweisen ließ, blieb das Bankdarlehen ein 
privates Darlehen des Ehemanns. Außerdem 
hatte das Bankdarlehen keinen Bezug zu 
Einkünften des Ehemanns. Deshalb konnten 
die Zinsaufwendungen auch nicht von ihm 
geltend gemacht werden.

P E R S O N E N G E S E L L S C H A F T E N

Unzureichende Mitwirkungsrechte des 
Gesellschafters einer freiberuflich tä-
tigen Gesellschaft können zur Gewerb-
lichkeit der Gesellschaft führen

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs übt 
eine Personengesellschaft nur dann eine 
freiberufliche Tätigkeit aus, wenn sämtliche 
Gesellschafter bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen. Sie müssen die Merkmale eines frei-
en Berufs erfüllen und die Tätigkeit aufgrund 
eigener Fachkenntnisse leitend und eigen-
verantwortlich ausüben. Darüber hinaus ist 
für eine freiberufliche Mitunternehmerschaft 
erforderlich, dass alle Gesellschafter an den 
Entscheidungsprozessen der Gesellschaft 
beteiligt sind und ein Mitunternehmerrisiko 
tragen.

Die Merkmale einer freiberuflichen Tätigkeit 
ergeben sich aus der einkommensteuer-
rechtlich vorgegebenen katalogmäßigen 
Aufzählung.

Die eigene Fachkenntnis ist für einen Arzt 
dahingehend auszulegen, dass er dem 
Patienten gegenüber eine höchstpersönli-
che individuelle Arbeitsleistung schuldet, die 
er auch zu einem wesentlichen Teil selbst 
erbringen muss.

Mitunternehmerrisiko bedeutet gesellschaft-
liche oder wirtschaftlich vergleichbare Teil-
nahme am Erfolg oder Misserfolg des ge-
meinschaftlich betriebenen Unternehmens. 
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Es findet seinen Ausdruck in der Beteiligung 
am Gewinn und Verlust sowie an den stillen 
Reserven einschließlich eines Geschäftswerts 
der Gesellschaft.

Die Einbindung in Entscheidungsprozesse 
der Gesellschaft, auch als Mitunternehmerin-
itiative bezeichnet, findet ihre Ausprägung u. 
a. in den gesellschaftsvertraglich vereinbar-
ten Stimmrechten der Gesellschafter.

Unter Berücksichtigung der vorstehenden 
Grundsätze hat das Gericht die Tätigkeit 
einer Ärztegemeinschaft insgesamt als 
gewerblich eingestuft. Die Gewinne der 
Gesellschaft wurden gewerbesteuerpflichtig. 
Der nachfolgend geschilderte Sachverhalt 
bestimmte die Entscheidung:

Zwei Ärzte übten ihre freiberufliche ärztliche 
Tätigkeit gemeinsam im Rahmen einer Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) aus. An 
den Erträgen und dem Vermögen der Ge-

sellschaft waren sie zu jeweils 50 % beteiligt. 
Zwecks höherer Abrechnungsmöglichkeiten 
gegenüber den gesetzlichen Krankenkas-
sen nahmen sie eine weitere Ärztin in ihre 
Gesellschaft auf. Das bisherige Gesellschafts-
vermögen wurde steuerliches Sonderbe-
triebsvermögen der beiden Gründungsärzte. 
Neuanschaffungen erfolgten nur auf den 
Namen der beiden Altärzte. Die neu aufge-
nommene Ärztin erhielt keine Bankkonten-
vollmacht und kein Verfügungsrecht über 
die Kasse. Sie erhielt ausschließlich eine um-
satzbezogene Gewinnbeteiligung auf Basis 
der von ihr erbrachten und abgerechneten 
Leistungen. Lediglich ihre Tätigkeit übte die 
Ärztin aufgrund eigener Fachkenntnis lei-
tend und eigenverantwortlich aus. Wegen 
dieser besonderen Umstände lehnte das Ge-
richt eine steuerliche Mitunternehmerschaft 
der Ärztin ab. Demzufolge erzielte die 
Gemeinschaft, bestehend aus den beiden 
Ärzten und der Ärztin, insgesamt gewerbli-
che Einkünfte.
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